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Regierung von Mittelfranken  
 
 
Mit großer Trauer und Betroffenheit nehmen wir Abschied 
von unserem geschätzten Kollegen 
 

Herrn Günter Scharff 
Abteilungsdirektor a. D. 

 

der am 24.08.2018 im Alter von 79 Jahren verstarb. 
 

Mit ihm verlieren wir einen ehemaligen Mitarbeiter, der bis 
zu seinem Renteneintritt mehr als 21 Jahre bei der Regie-
rung von Mittelfranken beschäftigt war. 
 

Wir gedenken seiner in tiefer Trauer. 
 

Ansbach, 4. September 2018 
 
 

Dr. Ehmann Laubscher 
Regierungsvizepräsident Personalratsvorsitzender 

 

Regierung von Mittelfranken  
 
 
Mit großer Trauer und Betroffenheit nehmen wir Abschied 
von unserem geschätzten Kollegen 
 

Herrn Marcus Hertel 
Technischer Amtsrat 

 

der am 01.09.2018 im Alter von nur 45 Jahren verstarb. 
 

Mit ihm verlieren wir einen wertvollen Mitarbeiter, der mehr 
als 10 Jahre bei der Regierung von Mittelfranken beschäf-
tigt war. 
 

Wir gedenken seiner in tiefer Trauer. 
 

Ansbach, 7. September 2018 
 
 

Dr. Ehmann Laubscher 
Regierungsvizepräsident Personalratsvorsitzender 
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Bekanntmachungen der Regierung von Mittelfranken 

Vollzug des Allgemeinen Eisenbahngesetzes 
(AEG) und des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG); 
Bekanntgabe nach § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG über 
das Nichtbestehen einer Pflicht zur Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung für die ge-
plante Modernisierung und den barrierefreien 
Ausbau des Bahnsteiges am Haltepunkt Kopp-
Heide (Gemeinde Kahl am Main) an der Bahnstre-
cke Kahl – Schöllkrippen durch die Kahlgrund-
Verkehrs-Gesellschaft mbH in der Gemeinde Kahl 
am Main, Landkreis Aschaffenburg, Unterfranken 
 
Bekanntmachung der Regierung von Mittelfranken 
vom 14. August 2018 Gz. RMF-SG32-4354-9-108 
 
Die Kahlgrund-Verkehrs-Gesellschaft mbH, Am 
Bahnhof 12, 63825 Schöllkrippen, hat bei der Regie-
rung von Mittelfranken für die Modernisierung und 
den barrierefreien Ausbau des Bahnsteigs am beste-
henden Haltepunkt Kopp-Heide die Plangenehmi-
gung beantragt. 
 
Im Rahmen des Vorhabens wird der bisherige Bahn-
steig mit 50 m Länge und bis zu 2 m Breite, sowie 
einer Höhe von 38 cm über Schienenoberkante (SO) 
zurückgebaut und auf 150 m Länge, mindestens 
2,5 m Breite und eine Höhe von 55 cm über SO aus-
gebaut. Dieser Ausbau dient dazu die künftige Nut-
zung mit Triebfahrzeugen zu ermöglichen, die eine 
Bahnsteignutzlänge von 120 m erfordern und bei 
einer Oberkantenhöhe von 55 cm über SO einen bar-
rierefreien Zugang ermöglichen. Zusätzlich soll das 
Wetterschutzhaus erneuert und der Bahnsteig mit 
einem Blindenleitsystem ausgestattet werden. Die 
Entwässerung erfolgt über das Bankett bzw. die 
Dammschulter des neuen Bahnsteigs auf die gleisab-
gewandte Seite breitflächig in das angrenzende, ent-
sprechend angepasste Gelände. 
Um die Baumaßnahmen durchführen zu können, ist 
parallel zum Bahnsteig auf der Nordseite eine für die 
Bauzeit erforderliche 3 m breite und 150 m lange 
Baustraße mit Wendehammer an der Nordostseite 
des Baufeldes zu erstellen.  
 
Für die Verlängerung und Verbreiterung des Bahn-
steigs werden Wiesenbereiche und junge bis mittelal-
te Gehölzbestände entlang der Bahntrasse sowie 
strukturreiche Nadelholzbereiche auf der Bahnsteig-
nordseite dauerhaft neu versiegelt (Umfang ca. 
300 m²). 
Für die während der Bauzeit erforderliche Baustraße 
sind Eingriffe in strukturreiche Nadelholzbereiche 
nördlich angrenzend an den geplanten Bahnsteig 
erforderlich. Die Baustraße erhält als Befestigung 
eine Schottertragschicht (Umfang ca. 580 m², davon 
befinden sich ca. 41 m² des Wendehammers an der 
nordöstlichen Seite des Baufeldes im Landschafts-
schutzgebiet „LSG in den Gemarkungen Kahl am 
Main und Alzenau in Unterfranken“). 
 
Für das geplante Änderungsvorhaben war nach § 9 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 2, Abs. 4 und § 7 Abs. 1 UVPG i. V. 
m. Nr. 14.8 der Anlage 1 zum UVPG die allgemeine 

Vorprüfung des Einzelfalls zur Feststellung einer UVP-
Pflicht durchzuführen. Die Vorprüfung hat ergeben, 
dass das Vorhaben keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen zur Folge haben wird. Eine 
UVP-Pflicht besteht für das Vorhaben somit nicht. 
Diese Einschätzung der Regierung von Mittelfranken 
als Genehmigungsbehörde beruht hierbei auf folgen-
den Gesichtspunkten: 
 
Die Umgebung des bestehenden Haltepunkts ist 
durch die vorhandenen Bahngleise, sowie die west-
lich und südlich angrenzenden, versiegelten Straßen- 
und Wegeflächen geprägt und vorbelastet. Der über-
wiegende Teil der betroffenen Waldbereiche sowie 
die im Randbereich der Straße und zwischen Bahn-
steig bzw. Bahngleis und Waldflächen betroffenen 
Wiesenbereiche (z. T. durch ruderale Arten geprägt) 
liegen im Beeinträchtigungsbereich der Verkehrsflä-
chen (ca. 840 von 880 m² neu betroffener Fläche). 
Die Waldflächen und die Wiesenbereiche haben eine 
mittlere bis hohe Bedeutung für den Arten- und Le-
bensraumschutz. Bei den geschotterten Gleisberei-
chen ist nur eine geringe und bei den versiegelten 
Bereichen (alter Bahnsteig, Zuwegung) keine Bedeu-
tung vorhanden. 
 
Um die Auswirkungen für den Naturhaushalt während 
der Bauzeit und danach dauerhaft so gering wie mög-
lich zu halten, die ökologische Funktionalität kontinu-
ierlich zu sichern und den Eingriff in den Naturhaus-
halt durch das Vorhaben auszugleichen, werden um-
fangreiche Vermeidungs-, Schutz-, Sicherungs- und 
Kompensationsmaßnahmen ergriffen, die in den 
Planunterlagen enthalten und zwingend umzusetzen 
sind. 
Es handelt sich hierbei um Maßnahmen zum Baum- 
und Wurzelschutz im Bereich der nicht betroffenen 
Gehölze; Bauzeitenregelungen für die Fällung von 
Gehölzen und Beseitigung von Wurzelstubben, Tot-
holz und Bodenvegetation; zur Vergrämung von Rep-
tilien aus dem Baubereich; zur Wiederherstellung von 
Waldrand- und Wiesenbereichen mit Strukturanrei-
cherung für Reptilien; Entsiegelung und Begrünung 
von Flächen im Baubereich (Ausgleichsfläche A1, ca. 
27 m²) und Rückbau von befestigten und versiegelten 
Straßen- und Wegebereichen außerhalb des Baube-
reichs am Bahnhof Kahl mit Umgestaltung zu einem 
Feldgehölz im Umfeld von Biotopflächen (Aus-
gleichsfläche A2, ca. 470 m²). Daneben werden noch 
5 Fledermauskästen und 5 Vogelnistkästen vor Be-
ginn der Bauarbeiten in angrenzenden Gehölzberei-
chen angebracht und östlich des Baufeldes vor Bau-
beginn auf 100 m Länge zwischen Gleisbereich und 
Waldrand geeignete Lebensraumstrukturen für 
Schlingnatter und Zauneidechse angelegt um die 
bauzeitlichen Flächenverluste auszugleichen. 
 
Zusätzliche Störungen durch Lärm, Erschütterungen 
und Schadstoffe ergeben sich nur während der Bau-
zeit, da der bereits vorhandene Haltepunkt an einer 
bestehenden Strecke liegt. Die Auswirkungen sind 
weitgehend zu vernachlässigen, da die nächstgelege-
ne Wohnbebauung bereits 130 m und weiter entfernt 
liegt, die Gebäude überwiegend durch Wald- und 
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Gewerbeflächen abgeschirmt werden und lärm- so-
wie erschütterungsintensive Tätigkeiten nur während 
der Tagzeit von 07:00 bis 20:00 Uhr durchgeführt 
werden dürfen. 
 
Die Auswirkungen des Vorhabens auf Boden und 
Wasserhaushalt sind als äußerst gering anzusehen, 
da keine Oberflächengewässer betroffen werden und 
Teilflächen bereits versiegelt waren. Durch die Neu-
versiegelung wird zwar die Fläche für eine Grundwas-
serneubildung und die Funktionsfähigkeit des Bodens 
reduziert, aber durch den Rückbau der Baustraße 
sehr gering gehalten. Durch die breitflächige Nieder-
schlagswasserversickerung in das angrenzende Ge-
lände wird die Grundwasserneubildung gefördert.  
 
Auf weitere relevante Umweltbelange hat das Vorha-
ben nur unerhebliche oder gar keine Auswirkungen.  
 
Als Ergebnis kann zusammenfassend festgehalten 
werden, dass unter Berücksichtigung der in Anlage 3 
zum UVPG aufgeführten Kriterien erhebliche nachtei-
lige Umweltauswirkungen, die nach § 25 Abs. 2 
UVPG zu berücksichtigen wären, ausgeschlossen 
werden können. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung 
gemäß § 5 Abs. 3 Satz 3 UVPG nicht selbstständig 
anfechtbar ist. 
 

Dr.   B a u e r 
Regierungspräsident 

 
MFrABl S. 131 

 
 
 
 
 
 
 

Vollzug des Allgemeinen Eisenbahngesetzes 
(AEG) und des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG); 
Bekanntgabe nach § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG über 
das Nichtbestehen einer Pflicht zur Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung für den ge-
planten Neubau einer Bahnübergangssicherungs-
anlage (BÜSA) am Bahnübergang Grandmühle 
bei Bahn-km 8,023, Strecke NE 9581 Gotteszell - 
Viechtach 
 
Bekanntmachung der Regierung von Mittelfranken 
vom 17. August 2018 Gz. RMF-SG32-4354-9-121 
 
Die Länderbahn GmbH (DLB) plant den Neubau einer 
Bahnübergangssicherungsanlage (BÜSA) am Bahn-
übergang Grandmühle bei Bahn-km 8,023 auf der 
Strecke Gotteszell – Viechtach im Bereich des Orts-
teils Grandmühle der Gemeinde Geiersthal (Land-
kreis Regen, Regierungsbezirk Niederbayern). Für 
das beschriebene Vorhaben ergibt sich aus § 9 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 UVPG i. V. m. Nr. 14.7 der Anla-
ge 1 zum UVPG die Verpflichtung, eine Vorprüfung 
zur Feststellung der UVP-Pflicht durchzuführen, und 
zwar in Gestalt einer allgemeinen Vorprüfung (§ 9 
Abs. 4 i. V. m. § 7 Abs. 1 UVPG). 
 

Die Vorprüfung hat ergeben, dass das Vorhaben kei-
ne erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zur 
Folge haben wird, die nach dem UVPG zu berück-
sichtigen wären. Eine UVP-Pflicht besteht für das 
Vorhaben somit nicht. Diese Einschätzung der Regie-
rung von Mittelfranken als Genehmigungsbehörde 
beruht im Wesentlichen auf folgenden Gesichtspunk-
ten: 
 
Das Vorhaben beinhaltet die Ausstattung des Bahn-
übergangs mit einer Lichtzeichenanlage mit vier 
Lichtzeichen (gelb/rot), einem vorgeschalteten Licht-
zeichen, einer Fahrbahnhalbschranke, einer kombi-
nierten Fahrbahnhalb- und Gehwegschranke und 
einer Gehwegschranke. In diesem Zusammenhang 
sind geringfügige bauliche Anpassungen der Gemein-
destraße „Grandmühlstraße“ (Aufweitung) sowie ei-
ner Wiesenzufahrt (Verlegung) erforderlich. Die bis-
herige Wiesenzufahrt wird entsiegelt und der natürli-
chen Sukzession überlassen. Eine vorhandene 
Grundstückshecke wird teilweise entfernt und eine 
vorhandene Grundstücksmauer verlängert und um 
eine Steinreihe erhöht. Die Bahnübergangsbefesti-
gung wird um eine Innenplatte ergänzt. Außerdem ist 
die Errichtung eines Bahnübergangsschalthäuschens 
vorgesehen. Das auf das Schalthäuschen auftreffen-
de Niederschlagswasser soll über geneigte Dachflä-
chen dem Gelände zur Versickerung zugeführt wer-
den. Die Neuversiegelung von Bodenflächen hat ei-
nen Umfang von insgesamt 40 m². Das Oberflächen-
wasser der befestigten Flächen wird, wie bisher, über 
die vorhandenen Straßeneinläufe und die Bankette 
entwässert. Das auf das Schalthäuschen auftreffende 
Niederschlagswasser wird über geneigte Dachflächen 
dem Gelände zur Versickerung zugeführt.  
 
Die Bauzeit für die Umsetzung des Vorhabens be-
trägt voraussichtlich zwei Monate. Weder bau- noch 
betriebsbedingt werden nennenswerte Abfallmengen 
erzeugt. Betriebsbedingt können Immissionsmehrbe-
lastungen (Motorenlärm und Abgase) an der an den 
Bahnübergang angrenzenden Wohnbebauung ent-
stehen, weil aufgrund der Bahnübergangssicherungs-
anlage mit gegenüber dem Bestand etwas verlänger-
ten Wartezeiten des Individualverkehrs am Bahnüber-
gang gerechnet werden muss. Baubedingt ist mit 
Baulärm und Luftschadstoffemissionen der Bauma-
schinen zu rechnen. Risiken von Störfällen, Unfällen 
und Katastrophen entstehen durch das Vorhaben 
nicht. Dasselbe gilt für Risiken für die menschliche 
Gesundheit. 
 
Das Vorhaben kommt am Ortsrand des Ortsteils 
Grandmühle der Gemeinde Geiersthal zu liegen. Bei 
dem Ortsteil handelt es sich um ein faktisches Dorf-
gebiet, das unter anderem landwirtschaftliche Betrie-
be, Wohnnutzungen und einen holzverarbeitenden 
Betrieb beheimatet. Der unmittelbare Umgriff des 
Vorhabens ist durch die vorhandene Bahnlinie und 
den vorhandenen Bahnübergang geprägt und verfügt 
über keine besonderen natürlichen Ressourcen. Das 
Vorhaben liegt teilweise innerhalb des "Landschafts-
schutzgebietes Bayerischer Wald" (vgl. § 2 der Ver-
ordnung über das "Landschaftsschutzgebiet Bayeri-
scher Wald" vom 22.11.2000 – LSG-VO). Es verän-
dert den Charakter des Landschaftsschutzgebietes 
jedoch nicht und läuft dem besonderen Schutzzweck 
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des § 3 LSG-VO nicht zuwider. Mit Bescheid vom 
02.08.2018 hat die zuständige Untere Naturschutzbe-
hörde bei dem Landratsamt Regen für das Vorhaben 
eine naturschutzrechtliche Erlaubnis nach § 6 Abs. 1 
Nr. 4 LSG-VO erteilt. 
 
Auf das Schutzgut „Menschen“ hat das Vorhaben 
zum einen bauzeitliche Auswirkungen in Form der 
genannten Belästigungen durch Baulärm und baube-
dingte Luftschadstoffe für einen Zeitraum von ca. 
2 Monaten, wobei die Immissionsrichtwerte der AVV-
Baulärm eingehalten werden und die Luftschad-
stoffimmissionen durch Baumaschinen als vernach-
lässigbar gering erscheinen. Zum anderen hat das 
Vorhaben dauerhafte betriebsbedingte Immissions-
mehrbelastungen (Motorenlärm und Abgase) an der 
an den Bahnübergang angrenzenden Wohnbebau-
ung aufgrund der verlängerten Wartezeiten des Indi-
vidualverkehrs am Bahnübergang zur Folge, die auf-
grund der geringen Verkehrsbelastung der Gemein-
destraße „Grandmühlstraße“ aber ebenfalls als ver-
nachlässigbar gering eingeschätzt werden. Die Aus-
wirkungen werden zudem teilweise durch die Emissi-
onen der bestehenden Bahnstrecke und der beste-
henden Gemeindestraße überlagert. Auf das Schutz-
gut „Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt“ hat 
das Vorhaben durch die teilweise Entfernung der 
Grundstückshecke Auswirkungen. Die Schwere und 
Komplexität dieser Auswirkungen werden aber als 
äußerst gering eingeschätzt, weil es sich bei der be-
troffenen Grundstückshecke um eine nicht heimische 
Konifere von geringem ökologischen Wert handelt, 
deren Entfernung kein naturschutzrechtliches Kom-
pensationserfordernis auslöst (unerheblicher Eingriff). 
Auf das Schutzgut „Fläche, Boden, Wasser, Luft, 
Klima und Landschaft“ hat das Vorhaben durch die 
Neuversiegelung von Bodenflächen in einem Umfang 
von insgesamt 40 m² Auswirkungen, deren Schwere 
und Komplexität wegen der Geringfügigkeit der Flä-
che in Relation zu den bereits im Bestand für die be-
stehende Gemeindestraße und die vorhandenen 
Bahnanlagen versiegelten Flächen ebenfalls als äu-
ßerst gering eingeschätzt werden. Auf weitere 
Schutzgüter hat das Vorhaben keine Auswirkungen; 
Wechselwirkungen zwischen den vorgenannten 
Schutzgütern sind nicht erkennbar. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung 
gemäß § 5 Abs. 3 Satz 3 UVPG nicht selbstständig 
anfechtbar ist. 
 

Dr.   B a u e r 
Regierungspräsident 
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Änderung der Satzung des Zweckverbandes der 
Vereinigten Sparkassen im Landkreis Neustadt 
a. d. Aisch-Bad Windsheim  
 

Bekanntmachung der Regierung von Mittelfran-
ken vom 17. September 2018 Gz. 1.1-1462.8 
 
Der Zweckverband der Vereinigten Sparkassen im 
Landkreis Neustadt a. d. Aisch-Bad Windsheim hat 
der Regierung von Mittelfranken als Aufsichtsbehörde 
angezeigt, dass er seine Verbandssatzung geändert 
hat. Die Änderungssatzung vom 26.06.2018 wird 
gemäß Art. 48 Abs. 3 KommZG nachfolgend amtlich 
bekannt gemacht:  
 

Satzung 
zur Änderung der Satzung  

des „Zweckverband der Vereinigten Sparkassen  
im Landkreis  

Neustadt a. d. Aisch-Bad Windsheim“ 
 

Vom 26. Juni 2016 
 

Aufgrund von Art. 44 Abs. 1 des Gesetzes über die 
kommunale Zusammenarbeit (BayRS 2020-6-1-I), 
zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 
11. Dezember 2012 (GVBl S. 619), wird die Satzung 
des Zweckverbands der Vereinigten Sparkassen im 
Landkreis Neustadt a. d. Aisch-Bad Windsheim durch 
Beschluss der Verbandsversammlung vom 
26.06.2018 wie folgt geändert: 
 

§ 1 
Änderungsbestimmungen 

 

1. § 8 Abs. 2 Buchstabe b wird wie folgt gefasst: 
 

„b)  die Wahl der sechs von der kommunalen 
Trägerkörperschaft zu berufenden weiteren 
Mitglieder des Verwaltungsrats der Sparkas-
se und ihren Ersatzleuten sowie die Aufstel-
lung der Vorschlagsliste für die von der Auf-
sichtsbehörde zu berufenden drei weiteren 
Mitglieder des Verwaltungsrats und ihrer 
Ersatzleute. Von den sechs Mitgliedern und 
ihren Ersatzleuten nach Art. 8 Abs. 3 SpkG 
entfallen zwei Mitglieder auf den Geschäfts-
bezirk der ehemaligen Sparkasse Neustadt 
a. d. Aisch, zwei Mitglieder auf den Ge-
schäftsbezirk der ehemaligen Sparkasse 
Emskirchen, ein Mitglied auf den Geschäfts-
bezirk der ehemaligen Sparkasse Bad 
Windsheim sowie ein Mitglied auf den Ge-
schäftsbezirk der ehemaligen Sparkasse 
Scheinfeld im Wechsel mit einem Mitglied 
aus dem Geschäftsbezirk der ehemaligen 
Sparkasse Uffenheim. Der Wechsel erfolgt 
turnusmäßig alle sechs Jahre jeweils zu Be-
ginn einer neuen kommunalen Amtszeit. Der 
Turnus beginnt mit der im Jahr 2020 begin-
nenden Amtszeit mit einem Mitglied aus dem 
Geschäftsbezirk der ehemaligen Sparkasse 
Scheinfeld. Die drei nach Art. 8 Abs. 4 SpkG 
von der Aufsichtsbehörde zu berufenden 
weiteren Mitglieder des Verwaltungsrats und 
ihre Ersatzleute entfallen auf den Geschäfts-
bezirk der Vereinigten Sparkassen im Land-
kreis Neustadt a. d. Aisch-Bad Windsheim.“ 
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2. § 9 Abs. 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
„Soweit die Regelung der Dienstverhältnisse ge-
mäß § 10 Abs. 3 von Organen der Sparkasse 
wahrgenommen wird, wird der Zweckverband 
auch vom Vorstand der Sparkasse und im Fall der 
Übertragung auf einzelne Vorstandsmitglieder 
oder auf geeignete Betriebsangehörige nach § 10 
Abs. 3 Satz 2 auch von diesen vertreten.“ 

 
3. § 10 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 10 
Beamte und Arbeitnehmer der Sparkasse 

 
(1) Der Zweckverband hat das Recht, Dienstherr 

von Beamten zu sein (Art. 23 Abs. 1 Satz 1 
KommZG). 

(2) Der Vergütungs- und Versorgungsaufwand 
für die bei der Sparkasse beschäftigten Ar-
beitnehmer und Beamten wird nach Maßgabe 
des Art. 12 Abs. 3 SpkG von der Sparkasse 
getragen. 

(3) Die Regelung der Dienstverhältnisse der bei 
der Sparkasse beschäftigten Arbeitnehmer 
und Beamten und der Erlass von Wider-
spruchsbescheiden nach § 54 Beamtensta-
tusgesetz (BeamtStG) obliegt dem Verwal-
tungsrat der Sparkasse; er kann diese Befug-
nisse auf den Vorstand der Sparkasse über-
tragen. Der Verwaltungsrat kann den Vor-
stand ermächtigen, die ihm übertragenen 
Befugnisse auf einzelne Vorstandsmitglieder 
oder geeignete Betriebsangehörige weiter zu 
übertragen. 

(4)  Den bei der in § 1 Abs. 2 genannten Sparkas-
se beschäftigten Arbeitnehmern und Beam-
ten, die in den Dienst des Zweckverbands 
übergetreten sind, werden die bisher erwor-
benen Rechte gewährleistet. Der Zweckver-
band übernimmt die Versorgungslasten für 
die bereits vorhandenen Versorgungsempfän-
ger dieser Sparkasse.“ 

 
4. In § 11 Abs. 2 wird „§ 29 Abs. 2 der Sparkassen-

ordnung (SpkO)“ ersetzt durch „§ 21 Abs. 3 der 
Sparkassenordnung (SpkO)“. 

 
5. § 13 Abs.1 Buchstabe b, 1. Halbsatz wird wie folgt 

gefasst: 
 

„Die Übernahme der Beamten, der unkündbaren 
Arbeitnehmer und der Arbeitnehmer, die einen 
vertraglichen Anspruch auf Versorgung nach be-
amtenrechtlichen Grundsätzen haben, und der 
Versorgungslasten des Zweckverbands ist durch 
die Verbandsmitglieder zu regeln; die bisher er-
worbenen Rechte und Anwartschaften sind zu 
gewährleisten.“ 

 
6. In § 13 Abs. 2 Satz 1 wird „Kapitel II Abschnitt III 

des Beamtenrechtsrahmengesetzes“ ersetzt 
durch „Teil 2 Abschnitt 6 des Bayerischen Beam-
tengesetzes“. 

 

§ 2 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 1. Mai 2020 in Kraft. 
 
Neustadt a. d. Aisch, 26. Juni 2018 
 

Weiß 
Vorsitzender der Verbandsversammlung 

 
Dr.   B a u e r 

Regierungspräsident 
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Satzung 
des Bezirks Mittelfranken über die Einrichtung 

eines Mittelfränkischen Behindertenrates 
 

Vom 26. Juli 2018 
 

Der Bezirk Mittelfranken erlässt aufgrund der Art. 17, 
18, 19 der Bezirksordnung für den Freistaat Bayern 
(BezO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22.08.1998 (GVBl. S. 850), zuletzt geändert durch § 4 
des Gesetzes vom 22.03.2018 (GVBl. S. 145), fol-
gende Satzung: 
 
Inhaltsübersicht: 
§ 1 Aufgaben und Ziele des Behindertenrates  
§ 2 Rechte des Behindertenrates 
§ 3 Bildung und Zusammensetzung des Behinder-

tenrates  
§ 4 Vorstand  
§ 5 Aufgaben des Vorstandes  
§ 6 Sitzungen des Behindertenrates  
§ 7 Beschlüsse  
§ 8 Satzungsänderungen  
§ 9 Finanzierung  
§ 10 Inkrafttreten  
 

§ 1 Aufgaben und Ziele des Behindertenrates 
 
(1) Im Sinne der UN – Behindertenrechtskonvention 

richtet der Bezirk Mittelfranken einen Behinderten-
rat als öffentliche Einrichtung ein. Der Behinder-
tenrat ist Ansprechpartner und Selbstvertretungs-
organ für alle Anliegen von bezirksweitem behin-
derungspolitischem Interesse in Mittelfranken. 

 
(2) Der Behindertenrat ist unabhängig von politischen 

Parteien, Kirchen, Organisationen und Verbän-
den. Er ist weltanschaulich neutral. Seine Mitglie-
der sind nur sich selbst verantwortlich. Er ist den 
Belangen aller Menschen mit Behinderungen in 
Mittelfranken gleichermaßen verpflichtet.  

 
(3) Der Behindertenrat berät als Sachverständigen-

gremium den Bezirkstag, seine Ausschüsse und 
die Einrichtungen des Bezirks in allen Fragen, die 
Menschen mit Behinderungen betreffen.  

 
(4) Der Behindertenrat dient zugleich dem Erfah-

rungsaustausch der Selbstvertretungen der Men-
schen mit Behinderungen, der verschiedenen 
Selbsthilfegruppen und der Behindertenbeauftrag-
ten/-räte der Gebietskörperschaften.  

 
(5) Der Behindertenrat legt dem Sozialausschuss 

jährlich einen Tätigkeitsbericht vor. 
 

§ 2 Rechte des Behindertenrates 
 

(1) Der Vorstand des Behindertenrates erhält die 
Sitzungsunterlagen zu allen öffentlichen Bezirks-
tags- und Ausschusssitzungen. 

 

(2) Der Behindertenrat legt seine Beschlüsse und 
Stellungnahmen dem Bezirkstagspräsidenten 
oder der Bezirkstagspräsidentin vor. Der Bezirks-
tagspräsident oder die Bezirkstagspräsidentin 
führt, soweit er oder sie nicht selbst zuständig ist, 
eine Entscheidung des Bezirkstags oder seiner 
Ausschüsse herbei. 

 
(3) Der oder die Vorsitzende des Behindertenrates 

oder eine Vertretung kann als Gast an den öffent-
lichen Sitzungen des Bezirkstages oder seiner 
Ausschüsse teilnehmen. 

 
§ 3 Bildung und Zusammensetzung 

 
(1) Der Bezirk lädt zur konstituierenden Sitzung des 

Behindertenrates ein. 
 
(2) Der Behindertenrat setzt sich aus Vertretern der 

kreisfreien Städte und Landkreise Mittelfrankens 
zusammen. Jede Gebietskörperschaft entsendet 
pro angefangene 100.000 Einwohner einen Ver-
treter oder eine Vertreterin. 

 
 Stadt Ansbach:  1 Vertreter/Vertreterin  
 Stadt Erlangen: 2 Vertreter/Vertreterinnen  
 Stadt Fürth: 2 Vertreter/Vertreterinnen  
 Stadt Nürnberg: 6 Vertreter/Vertreterinnen  
 Stadt Schwabach: 1 Vertreter/Vertreterin  
 Landkreis Ansbach: 2 Vertreter/Vertreterinnen  
 Landkreis 
 Erlangen-Höchstadt: 2 Vertreter/Vertreterinnen  
 Landkreis Fürth: 2 Vertreter/Vertreterinnen  
 Landkreis 
 Nürnberger Land: 2 Vertreter/Vertreterinnen  
 Landkreis 
 Neustadt/Aisch- 
 Bad Windsheim: 1 Vertreter/Vertreterin  
 Landkreis Roth: 2 Vertreter/Vertreterinnen  
 Landkreis 
 Weißenburg- 
 Gunzenhausen: 1 Vertreter/Vertreterin  
 
 Es sollen vorrangig interessierte und engagierte 

Menschen mit Behinderungen delegiert werden. 
Außerdem können kommunale Behindertenbeauf-
tragte sowie Elternvertreter delegiert werden. Die 
Vertreter und Vertreterinnen werden vom jeweili-
gen Oberbürgermeister oder Oberbürgermeisterin 
bzw. vom jeweiligen Landrat oder Landrätin ent-
sandt. 

 
(3) Zu den Sitzungen des Behindertenrates sind als 

ständige Gäste der oder die Behindertenbeauf-
tragte für die Belange von Menschen mit Behinde-
rungen des Bezirks und der oder die Inklusionsbe-
auftragte des Bezirks einzuladen. 

 
(4) Der Behindertenrat gibt sich eine Geschäftsord-

nung, die auch die Zusammenarbeit des Vorstan-
des regelt. 
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ordnung schriftlich ein. Zwischen dem Zugang der 
Ladung und dem Sitzungstag müssen mindestens 
zwei Wochen liegen. 

 
(3) Der Behindertenrat muss unverzüglich einberufen 

werden, wenn dies von einem Drittel der gewähl-
ten Mitglieder schriftlich unter Angabe der zur 
Verhandlung anstehenden Belange verlangt wird. 

  
(4) Die Sitzungen sind öffentlich. Die Öffentlichkeit 

kann durch Beschluss des Behindertenrates aus-
geschlossen werden, wenn die Rücksichten auf 
das Wohl der Allgemeinheit oder berechtigte An-
sprüche Einzelner dies erfordern. 

 
(5) Über die Sitzungen und insbesondere über die 

Beschlüsse sind Ergebnisprotokolle zu fertigen, 
die von dem oder der Vorsitzenden und dem Pro-
tokollführer oder der Protokollführerin zu unter-
zeichnen und dem Bezirkstagspräsidenten oder 
der Bezirkstagspräsidentin zuzuleiten sind.  

 
§ 7 Beschlüsse  

 
(1) Der Behindertenrat ist beschlussfähig, wenn alle 

Mitglieder ordnungsgemäß geladen und mehr als 
die Hälfte der Mitglieder anwesend sind. Der oder 
die Vorsitzende stellt die Beschlussfähigkeit zu 
Beginn der Sitzung fest. 

 
(2) Soweit nichts anderes bestimmt ist, werden die 

Beschlüsse des Behindertenrates und des Vor-
standes mit einfacher Mehrheit der anwesenden 
Mitglieder gefasst. Bei Stimmengleichheit ist ein 
Antrag abgelehnt. Stimmenthaltungen und ungülti-
ge Stimmen zählen zur Berechnung der Mehrheit 
nicht mit.  

 
(3) Außerhalb der Sitzungen des Behindertenrates 

können Beschlüsse auch unter Verwendung der 
elektronischen Medien im Umlaufverfahren ge-
fasst werden. Der § 7 Abs. 2 ist analog anzuwen-
den. 

 
§ 8 Satzungsänderungen 

 
Ein Antrag zur Satzungsänderung kann vom Behin-
dertenrat mit einer Mehrheit von zwei Drittel seiner 
Mitglieder beim Bezirk eingereicht werden.  
 

§ 9 Finanzierung  
 
(1) Die Mitglieder des Behindertenrates arbeiten eh-

renamtlich. 
 
(2) Sie erhalten für jede Sitzung des Behindertenra-

tes Sitzungsgeld, Fahrtkostenerstattung, Wegstre-
cken- und Mitnahmeentschädigung sowie Ver-
dienstausfall entsprechend der Entschädigungs-
satzung des Bezirks Mittelfranken. 

 Der Vertreter oder die Vertreterin des Behinder-
tenrates erhält für die Teilnahme an Sitzungen der 
Bezirksgremien, zu denen er oder sie geladen ist, 
eine Fahrkostenerstattung bzw. Wegstreckenent-
schädigung entsprechend der Entschädigungssat-
zung des Bezirks Mittelfranken. 

 

(5) Die Entsendung für den Behindertenrat beträgt 5 
Jahre und orientiert sich an der Wahlperiode des 
Bezirkstags von Mittelfranken. Scheidet ein Mit-
glied aus, wird eine Nachbesetzung durch den 
jeweiligen Oberbürgermeister oder Oberbürger-
meisterin bzw. durch den jeweiligen Landrat oder 
Landrätin veranlasst. 

 
§ 4 Vorstand 

 
(1) Die Mitglieder des Behindertenrates wählen einen 

Vorstand für zweieinhalb Jahre. Dieser besteht 
aus:  
1. einem Vorsitzenden oder einer Vorsitzenden,  
2. einem Stellvertreter oder einer Stellvertreterin 

und  
3. zwei Beisitzern. 

 
(2) Der Behindertenrat wählt in getrennten Wahlgän-

gen aus seiner Mitte zunächst den Vorsitzenden 
oder die Vorsitzende, danach seinen Stellvertreter 
oder Stellvertreterin und zuletzt die beiden Beisit-
zer mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stim-
men. Mehr als die Hälfte der Mitglieder müssen 
anwesend sein.  

 
(3) Der Behindertenrat kann auf schriftlichen Antrag 

von mindestens einem Drittel seiner Mitglieder die 
Vorstandsmitglieder mit einer Mehrheit von zwei 
Drittel aller stimmberechtigten Mitglieder abwäh-
len. Anschließend ist nach dem Wahlverfahren 
gemäß der Satzung ein neuer Vorstand zu wählen. 

 
(4) Der oder die Vorsitzende vertritt den Behinderten-

rat nach außen. Im Verhinderungsfall übernimmt 
dies der Stellvertreter oder die Stellvertreterin. 

 
(5) Nach Ablauf der Entsendungsdauer führt der oder 

die Vorsitzende die Tätigkeit bis zur Neuwahl des 
Vorstandes weiter. 

 
(6) Scheidet ein Vorstandsmitglied vorzeitig aus, fin-

det für den Rest der Entsendedauer eine Nach-
wahl statt.  

 
§ 5 Aufgaben des Vorstandes 

 
(1) Der Vorstand arbeitet kollegial zusammen, legt 

die Tagesordnung der Sitzungen fest, lädt zu den 
Sitzungen ein und führt die Beschlüsse des Be-
hindertenrates aus. Er koordiniert die Arbeit des 
Behindertenrates und seiner Arbeitskreise bzw. 
Arbeitsgruppen. Er erstellt einen Tätigkeitsbericht. 
Die Weitergabe dieses Berichtes erfolgt nach Zu-
stimmung des Behindertenrates. 

 
(2) Der Vorstand kann Aufgaben auf einzelne Mitglie-

der übertragen.  
 

§ 6 Sitzungen des Behindertenrates  
 
(1) Die Sitzungen erfolgen nach Bedarf und sollten 

mindestens halbjährlich erfolgen. Die Sitzungster-
mine werden vom Vorstand festgelegt. 

 
(2) Der oder die Vorsitzende lädt zu den Sitzungen 

des Behindertenrates unter Angabe der Tages-
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B e k a n n t m a c h u n g 
des Planungsverbands Region Nürnberg 

vom 28. August 2018 
 
Gemäß § 11 Abs. 6 i. V. m. § 7 Abs. 6 der Verbands-
satzung wird hiermit bekanntgemacht, dass die 315. 
öffentliche Sitzung des Planungsausschusses des 
Planungsverbands Region Nürnberg am 
 

Montag, 24. September 2018, 10:00 Uhr, 
in Nürnberg im Rathaus Fünferplatz 2, 

Großer Sitzungssaal, Zi. 204/II, 
 

stattfindet. 
 

T a g e s o r d n u n g 
 

1. Genehmigung der Niederschrift der 314. Aus-
schusssitzung des Planungsverbands Region 
Nürnberg vom 09.07.2018 

 
2. Jahresrechnung 2017 – Prüfung und Feststel-

lung 
 
3. Jahresrechnung 2017 – Entlastung 
 
4. Stellungnahmen zu Bauleitplänen: 
 
4.1 Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 25 „Erwei-

terung Wiesenstraße“; Stadt Abenberg, Land-
kreis Roth 

 
4.2 19. Änderung des Flächennutzungsplans mit 

integriertem Landschaftsplan 
 „Sondergebiet Photovoltaikanlage Österberg III“  

sowie  
Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans Nr. 42 

 „Sondergebiet Photovoltaikanlage Österberg III“; 
 Stadt Greding, Landkreis Roth 
 
4.3 Neuaufstellung des Flächennutzungsplans mit 

Landschaftsplan; 
Gemeinde Rohr, Landkreis Roth 

 
4.4. Neunte Tektur des Flächennutzungsplans sowie 
 Änderung und Ergänzung des Bebauungsplans 

Nr. 72 
 „Bayernstraße“ im Ortsteil Ezelsdorf; 
 Gemeinde Burgthann, Landkreis Nürnberger 

Land 
 
4.5 Neuaufstellung des Flächennutzungs- und Land-

schaftsplans; 
Markt Feucht, Landkreis Nürnberger Land 

 
Nürnberg, 28. August 2018 
 

Planungsverband Region Nürnberg 
Alexander Tritthart 

Verbandsvorsitzender 
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(3) Den notwendigen Geschäftsbedarf stellt der Be-
zirk Mittelfranken unter Vorbehalt der Finanzie-
rung zur Verfügung. Über die erhaltenen finanziel-
len Mittel erbringt der Vorstand jährlich im Rah-
men des Tätigkeitsberichts einen Verwendungs-
nachweis. 

 
§ 10 Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Ersten des auf die Bekanntma-
chung im Amtsblatt folgenden Monats in Kraft.  
 
Ansbach, 26. Juli 2018 
 

Bezirk Mittelfranken 
Richard   B a r t s c h 
Bezirkstagspräsident 
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